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Abschrift 


An den 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 

Herrn Ministerpräsidenten Dr. Zinn 

Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
227. Sitzung am 22. Dezember 1960 beschlossen hat, hinsicht- 
lich des vom Deutschen Bundestage am 14. Dezember 1960 
verabschiedeten 

Gesetzes über den unmittelbaren Zwang bei 
Ausübung öffentlicher Gewalt durch Voll- 
zugsbeamte des Bundes (UZwG) 

— Drucksachen 38, 2272 — 


zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus folgendem Grunde einberufen 
wird: 

§ 10 ist zu streichen. 

Begründung 

Artikel 91 Abs. 2 des Grundgesetzes enthält keine Rechts- 
grundlage für eine bundesgesetzliche Regelung der Anwen- 
dung unmittelbaren Zwanges durch Polizeivollzugsbeamte der 
Länder. Das Weisungsrecht der Bundesregierung kann sich nur 
auf die organisatorische Einsatzleitung der unterstellten Lan- 
despolizeikräfte beziehen. Die vorgesehene bundesgesetzliche 
Regelung erscheint auch nicht erforderlich, da die Vorschriften 
der Länder mit dem Bundesgesetz in allen wesentlichen Punk- 
ten übereinstimmen. Soweit noch keine Übereinstimmung 
besteht, dürften Nachteile nicht zu besorgen sein. Den Polizei- 
beamten kann nicht zugemutet werden, über den gleichen 
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Gegenstand zwei Regelungen zu beherrschen (vgl. auch den 
Änderungsvorschlag des Bundesrates beim ersten Durchgang 
— BT-Drucksache 38, Anlage B, Nr. 9). 

Dr. Meyers 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schrei- 
ben vom 15. Dezember 1960 mit der Bitte um Kenntnisnahme 
übersandt. 


Dr. Meyers 



